
Suchergebnisse: Fortschrittspartei

28. Oktober 1884 – Über das Kolonialfieber die Reichstagswahlen beeinflussen

Berlin * Reichskanzler Otto von Bismarck ändert seine Einstellung gegenüber der

Kolonialpolitik in Hinblick auf die Reichstagswahlen aus innenpolitischen Gründen. Über das

Kolonialfieber will Bismarck die am 28. Oktober angesetzten Reichstagswahlen zugunsten der

regierungsfreundlichen Parteien zu beeinflussen, da die bürgerliche Linke und die

Sozialdemokratie offen zu ihrer Kolonialgegnerschaft steht.    Und tatsächlich verliert das

linksliberale Lager, bestehend aus der Deutschen Fortschrittspartei, der Liberalen Vereinigung,

der Deutschen Freisinnigen Partei und der Deutschen Volkspartei 41 Sitze im Reichstag und fällt

von 115 auf 74 Mandate zurück. Unabhängig davon können die Sozialdemokraten - trotz der

Behinderungen durch das Sozialistengesetz - ihre Mandate von 12 auf 24 verdoppeln. 

17. Juli 1905 – Erneutes Wahlbündnis zwischen der SPD und dem Zentrum

Königreich Bayern * Die Landtagswahlen sind von einem erneuten und ausgeweiteten

Wahlbündnis“zwischen der SPD und dem Zentrum geprägt. Bei den Bayerischen

Landtagswahlen erhält       das Zentrum 102 (bisher 83),   die Fortschrittspartei 22 (44),   die SPD

12 (11) Mandate.      Die Liberalen setzten ihren Abstieg fort und können nur noch 22 [- 22]

Mandate erringen. Doch damit ist der Weg für eine Zweidrittelmehrheit geebnet, welche zu einer

Wahlrechtsreform benötigt wird. 

31. Mai 1907 – Ergebnis der bayerischen Landtagswahlen 1907

Königreich Bayern * Bei den bayerischen Landtagswahlen erhalten    das Zentrum 98 (- 4),  die

Fortschrittspartei 25 (- 3) und  die Sozialdemokratische Partei 20 (+ 8) Mandate.

13. Juli 1917 – Der Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg wird gestürzt

Berlin * Die Oberste Heeresleitung - OHL und die Reichsstagsmehrheit, bestehend aus SPD,

Fortschrittspartei und Zentrum, stürzen den Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg. 
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27. September 1918 – Ludendorff plant die Handhabung der militärischen Niederlage

Berlin * Generalquartiermeister Ernst Ludendorff beginnt die Handhabung der Niederlage zu

planen:       Die Armee muss gerettet werden - ihre Existenz und Ehre.   

Ein Waffenstillstandsgesuch muss von der Regierung ausgehen, nicht von der Obersten

Heeresleitung.   Es muss politisch motiviert sein, nicht militärisch.  

Das Waffenstillstandsgesuch sollte von jenen politischen Kräften ausgehen, die schon immer für

einen Verständigungsfrieden eingetreten sind - die Parteien der Reichstagsmehrheit (SPD,

Fortschrittspartei und Zentrum).   Diese Parteien müssten entweder in die Regierung

aufgenommen werden oder selbst die Regierung bilden.   Als Anreiz für diese unattraktive

Aufgabe der Regierungsverantwortung müsste diesen Parteien der Übergang zur

parlamentarischen Regierungsform angeboten werden.   Das würde gleichzeitig die Chancen

des Waffenstillstandsgesuchs verbessern.

5. Oktober 1918 – Der Krieg ist verloren - jedes weitere Opfer ist  vergeblich

Deutsches Reich - Berlin * Durch Zeitungsartikel erfährt die deutsche Öffentlichkeit, dass es eine

neue Regierung mit Beteiligung der Sozialdemokraten, des Zentrums und der Fortschrittspartei

gibt.    Auch, dass diese Regierung als erste Amtshandlung ein Waffenstillstandsgesuch an den

US-amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson geschickt hat. Damit herrscht im Volk

Gewissheit, dass der Krieg verloren und jedes weitere Opfer vergeblich ist.     Was verschleiert

wird ist das Versagen der Obersten Heeresleitung - OHL, die das Deutsche Reich mit seiner

Kriegspolitik ins Verderben geführt hat, jetzt aber nicht mehr als Verantwortlicher und

Hauptakteur, sondern als Zuschauer erscheint. 
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